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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Schwerbehindertenrecht
Abteilung 6.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Durch die Neuregelungen der §§ 14, 15

SGB XI bzw. § 72 SGB XIV ab 1.1.2024
haben sich die Beurteilungsmaßstäbe für
das Merkzeichen „H“ nicht geändert.
2. Der durch eine (geriatrische) Fachklinik
bestimmte Barthel-Index (ICD 10
U50.10/U51.00) kann Anhaltspunkte für
das Bestehen bzw. das Ausmaß von
„Hilflosigkeit“ bieten.

Normenkette SGB 9 § 152 Abs 4
SchwbAwV § 3 Abs 1 Nr 2
SGB 9 § 14
SGB 9 § 15
SGB 14 § 72
VersMedV Teil A Nr 2 Anl zu § 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 SB 2598/20
Datum 22.03.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 SB 1577/23
Datum 05.10.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen
vom 22. MÃ¤rz 2023 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.
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Tatbestand

Die KlÃ¤gerin, bei der ein Grad der Behinderung (GdB) von 100 und die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme der Merkzeichen
â��Gâ�� (besondere BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr), â��Bâ�� (stÃ¤ndige Begleitung) und â��RFâ��
(RundfunkgebÃ¼hrenermÃ¤Ã�igung) festgestellt sind, begehrt die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme der Merkzeichen
â��aGâ�� (auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung) und â��Hâ�� (Hilflos).

Sie ist 1952 in Kasachstan geboren, hat dort 10 Jahre die Schule besucht und eine
Ausbildung im Bereich Zement abgeschlossen. Nach der Geburt ihrer vier Kinder,
wovon eines bei der Geburt verstarb, ist sie 1985 mit 33 Jahren zur Erzieherin
umgeschult worden und hat bis 1991 in diesem Beruf gearbeitet. Seit 1991 lebt sie
in der Bundesrepublik Deutschland, war bis zum Jahr 2000 in einer Metallfabrik
tÃ¤tig und bezog seitdem Rente wegen Erwerbsminderung. Seit 2018 steht sie im
Bezug von Altersrente. Ihr vier Jahre Ã¤lterer Ehemann erzielt noch
Erwerbseinkommen, sie bewohnen eine Mietwohnung im zweiten Stock mit Aufzug
(vgl. Anamnese H1).

Am 7. Dezember 1995 beantragte sie bei dem Versorgungsamt R1 (VA) erstmals die
Feststellung des GdB, welches mit Bescheid vom 14. MÃ¤rz 1996 wegen des
Verlustes des Uterus und der linken Adnexe sowie NarbenadhÃ¤sionsbeschwerden
einen GdB von unter 20 seit dem 7. Dezember 1995 feststellte.

Auf den Neufeststellungsantrag vom 8. Februar 1999 wurde mit Bescheid vom 15.
April 1999 ein GdB von 30 seit dem 8. Februar 1999 (VestibulÃ¤re
GleichgewichtsstÃ¶rungen und Tinnitus links nach HÃ¶rsturz [Teil-GdB 20],
WirbelsÃ¤ulensyndrom [Teil-GdB 20], arterielle Hypertonie [Teil-GdB 10), Verlust
des Uterus [Teil-GdB 10]) festgestellt. Mit Teilabhilfebescheid vom 8. Juli 1999
stellte das VA einen GdB von 40 seit dem 8. Februar 1999 unter BerÃ¼cksichtigung
einer SchwerhÃ¶rigkeit (Teil-GdB 20) fest. Den aufrechterhaltenen Widerspruch
wies das Landesversorgungsamt Baden-WÃ¼rttemberg mit Widerspruchsbescheid
vom 8. September 1999 zurÃ¼ck.

Am 24. Oktober 2000 wurde zum zweiten Mal die Neufeststellung des GdB
beantragt, woraufhin das VA mit Bescheid vom 9. April 2001 einen GdB von 50 seit
dem 24. Oktober 2000 feststellte (Depression mit Fibromyalgiesyndrom [Teil-GdB
30], GleichgewichtsstÃ¶rungen/SchwerhÃ¶rigkeit beidseits [Teil-GdB 30],
degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule [Teil-GdB 20], Bluthochdruck [Teil-
GdB 10], Verwachsungsbeschwerden nach Bauchoperation [Teil-GdB 10]). Im
Widerspruchsverfahren sah A1, nach Einholung eines weiteren
Rehabilitationsentlassungsberichtes, versorgungsÃ¤rztlich alle Behinderungen als
erfasst und wohlwollend eingestuft an. Den Widerspruch wies das
Landesversorgungsamt Baden-WÃ¼rttemberg mit Widerspruchsbescheid vom 5.
Oktober 2001 zurÃ¼ck.

Bereits am 27. Februar 2002 wurde zum dritten Mal die Neufeststellung des GdB
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beantragt. Der Antrag blieb erfolglos (Bescheid des VA 11. Juli 2002).

Auf den vierten Neufeststellungsantrag vom 30. April 2004 stellte das VA mit
Bescheid vom 30.Â September 2004 einen GdB von 80 seit dem 30. April 2004
(SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit OhrgerÃ¤uschen [Teil-GdB 50],
Depression/Fibromyalgiesyndrom [Teil-GdB 40], degenerative VerÃ¤nderungen der
WirbelsÃ¤ule [Teil-GdB 20], Verwachsungsbeschwerden nach Bauchoperation [Teil-
GdB 20], Bluthochdruck [Teil-GdB 10]) sowie die gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens â��RFâ�� fest.

Im fÃ¼nften Neufeststellungsverfahren (Antrag vom 12. Oktober 2004) wurde
neben der ErhÃ¶hung des GdB die Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens â��Gâ�� beantragt.
W1 hielt versorgungsÃ¤rztlich an der bisherigen Bewertung fest. Die
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr sei nicht erheblich beeintrÃ¤chtigt.
Bedenken bestÃ¼nden auch hinsichtlich der Vergabe des Merkzeichens â��RFâ��,
da die HÃ¶rstÃ¶rung nicht allein den GdB von 50 begrÃ¼nde, sondern sich dieser
nur im Zusammenwirken mit Tinnitus und GleichgewichtsstÃ¶rungen ergebe. Den
Antrag lehnte das Landratsamt R1 (LRA) mit Bescheid vom 9. Juni 2005 ab. Im
Widerspruchsverfahren wurde versorgungsÃ¤rztlich dargelegt, dass bei vollkommen
freier Kniegelenksbeweglichkeit und stabilem Bandapparat sowie ohne Anhalt auf
relevante, das GehvermÃ¶gen limitierende Behinderungen das Merkzeichen nicht
beansprucht werden kÃ¶nne. Der Widerspruch wurde vom RegierungsprÃ¤sidium
S1 â�� Landesversorgungsamt â�� mit Widerspruchsbescheid vom 5. Oktober 2005
zurÃ¼ckgewiesen.

Mit dem sechsten Neufeststellungsantrag vom 8. Mai 2006 wurden die Merkzeichen
â��Gâ�� und â��Glâ�� (GehÃ¶rlos) beantragt, der Antrag mit Bescheid vom 18.
August 2006 abgelehnt.

Im siebten Neufeststellungsverfahren (Antrag vom 22. MÃ¤rz 2010) wurde erneut
das Merkzeichen â��Gâ�� und zusÃ¤tzlich die Merkzeichen â��Bâ�� und â��Hâ��
begehrt. D1 bewertete versorgungsÃ¤rztlich zusÃ¤tzlich eine
Kniegelenksendoprothese (Knie-TEP) mit einem Teil-GdB von 30 und ein
Bronchialasthma mit einem Teil-GdB von 20, sodass der Gesamt-GdB 100 betrage.
Diesen stellte das LRA mit Bescheid vom 9. Juni 2010 ab dem 22. MÃ¤rz 2010 fest,
die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme
des Merkzeichens â��Gâ�� wurde abgelehnt.

Im Widerspruchsverfahren hielt D1 versorgungsÃ¤rztlich an der bisherigen
Bewertung fest. Der Folgezustand nach Knie-TEP links sei mit einem Teil-GdB von
30 angemessen eingestuft. Eine GdB-relevante Funktionsbehinderung des rechten
Kniegelenks nach Meniskus-OP sei nicht nachgewiesen. Die degenerativen
WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den im LendenwirbelsÃ¤ulen- LWS)-Bereich mit mittelgradigen
funktionellen Auswirkungen seien mit einem Teil-GdB von 20 ausreichend bewertet.
Ein GdB von 50 werde fÃ¼r die FunktionseinschrÃ¤nkungen der unteren
ExtremitÃ¤ten und der LWS nicht erreicht. GestÃ¼tzt hierauf wies das
RegierungsprÃ¤sidium S1 â�� Landesversorgungsamt â�� den Widerspruch mit
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Widerspruchsbescheid vom 15. Oktober 2010 zurÃ¼ck.

Den bereits am 9. Dezember 2010 erneut gestellten Antrag auf Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens
â��Gâ�� lehnte das LRA mit Bescheid vom 14. Februar 2011 ab. Im
Widerspruchsverfahren fÃ¼hrte M1 versorgungsÃ¤rztlich aus, dass bei der
KlÃ¤gerin eine Herzleistungsminderung mit Bluthochdruck bei Adipositas per magna
bestehe. Bei gleichzeitig vorliegendem Bronchialasthma mit leichter Obstruktion,
Knie-TEP links und FunktionseinschrÃ¤nkung des rechten Kniegelenks kÃ¶nne sich
die KlÃ¤gerin maximal 500 Meter fortbewegen. Dem Widerspruch wurde mit
Bescheid vom 10. Juni 2011 abgeholfen und das Merkzeichen â��Gâ�� ab 9.
Dezember 2010 festgestellt.

Am 27. MÃ¤rz 2012 beantragte die KlÃ¤gerin die Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens â��Bâ��. Hierzu
wies der Versorgungsarzt E1 darauf hin, dass das WirbelsÃ¤ulenleiden mit einem
Teil-GdB von 20 ausreichend hoch bewertet sei. Eine Verschlimmerung des Asthmas
bronchiale sei nicht erkennbar. Nach den hausÃ¤rztlichen Angaben bestÃ¼nden
keine wesentlichen Residuen nach apoplektischem Insult 2007. Die Notwendigkeit
einer stÃ¤ndigen Begleitung sei nicht nachvollziehbar. Den Antrag lehnte das LRA
mit Bescheid vom 12. Juli 2012 ab.

Auf den erneuten Antrag vom 29. April 2013 und Vorlage unter anderem des
Gutachtens des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) zur
Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit vom 4. April 2013 (empfohlene Pflegestufe:
keine), verneinte W1 versorgungsÃ¤rztlich eine wesentliche Ã�nderung.
Ã�ffentliche Verkehrsmittel kÃ¶nnten ohne regelmÃ¤Ã�ige Begleitung genutzt
werden. Den Antrag lehnte das LRA mit Bescheid vom 30. August 2013 ab.

Der erneute Antrag vom 27. MÃ¤rz 2014 blieb ebenfalls erfolglos (Bescheid vom 16.
April 2015). Auf den weiteren Antrag vom 29. Juni 2016 sah M1 die
Voraussetzungen nunmehr als gegeben an, sodass das LRA mit Bescheid vom 24.
Januar 2017 die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des
Merkzeichens â��Bâ�� seit dem 29. Juni 2016 feststellte.

Am 15. Mai 2018 beantragte die KlÃ¤gerin die Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens â��aGâ��.
Nachdem D1 versorgungsÃ¤rztlich darlegte, dass die GesundheitsstÃ¶rungen der
KlÃ¤gerin einer BeeintrÃ¤chtigung nach Â§ 229 Abs. 3 Satz 1 Neuntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IX) nicht gleichkÃ¤men, lehnte das LRA den Antrag mit
Bescheid vom 10. Oktober 2018 ab.
Mit dem Antrag vom 21. August 2019 â�� hier streitgegenstÃ¤ndlich â�� wurde
erneut die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Inanspruchnahme des Merkzeichens â��aGâ�� sowie des Merkzeichens â��Hâ��
beantragt.

Zur Akte gelangte der Entlassungsbericht des Klinikums Landkreis T1 Ã¼ber die
stationÃ¤re Behandlung vom 6. bis 21. Juli 2019. Danach sei die Entzugstherapie
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erfolgreich gewesen. Die KlÃ¤gerin habe deutlich klarer gewirkt, jedoch sei die
Unruhe wieder mehr zur Geltung gekommen. Sie habe sehr von der multimodalen
Schmerztherapie profitiert, insbesondere von StoÃ�wellentherapie, Neuraltherapie
und Akupunktur. Den anfÃ¤nglich noch benÃ¶tigten Rollator habe die KlÃ¤gerin
zum Ende hin nicht mehr gebraucht.

Weiter wurde das Pflegegutachten des MDK vom 7. Juni 2018 vorgelegt, wonach ein
Pflegegrad 3 seit dem 7. Mai 2018 empfohlen wurde. Danach lebe die KlÃ¤gerin mit
ihrem Ehemann zusammen, der tagsÃ¼ber jedoch berufstÃ¤tig und auÃ�er Haus
sei. ZusÃ¤tzliche Hilfen erhalte sie durch die Tochter und eine Nachbarin. Eine
PrÃ¤senz der Pflegepersonen in RufnÃ¤he am Tag wurde verneint. WÃ¤hrend des
GesprÃ¤chs seien starke Schmerzen â��Ã¼berallâ�� beklagt worden, die Atmung
sei unauffÃ¤llig gewesen. Beim An- und Ausziehen der KompressionsstrÃ¼mpfe
benÃ¶tige die KlÃ¤gerin Hilfe. Sie leide unter einer Blaseninkontinenz und wechsle
mehrmals tÃ¤glich ihre Vorlagen. Bei den ToilettengÃ¤ngen komme sie zurecht, bei
der Intimhygiene nach dem Stuhlgang benÃ¶tige sie zum Teil Hilfe. Den rechten
Arm kÃ¶nne sie lediglich bis auf SchulterhÃ¶he anheben, mit der rechten Hand
weder den Nacken, noch das GesÃ¤Ã� endgradig erreichen. Links bestÃ¼nden
keine EinschrÃ¤nkungen. Sie kÃ¶nne beide HÃ¤nde zur Faust schlieÃ�en und
gezielt greifen. Die Feinmotorik sei unauffÃ¤llig, es bestÃ¼nden jedoch teilweise
Schwierigkeiten, KnÃ¶pfe zu Ã¶ffnen und zu schlieÃ�en.

Die KlÃ¤gerin sei innerhalb und auÃ�erhalb der Wohnung am Rollator
selbststÃ¤ndig mobil, kÃ¶nne kurze Wegstrecken von 200 Metern gehen. Treppen
kÃ¶nne sie derzeit nur mit umfassender Hilfe besteigen. Im Bett liegend kÃ¶nne sie
ihre Lage verÃ¤ndern und sich aus der liegenden Position aufrichten. Beim
Aufstehen aus der sitzenden Position mÃ¼sse sie sich abstÃ¼tzen und benÃ¶tige
Hilfe durch den Ehemann. WÃ¤hrend der Begutachtung habe sie stabil auf der
Couch gesessen und ihre Lage auch immer wieder verÃ¤ndert. In dieser Position
habe sie die FÃ¼Ã�e erreicht.

Die KlÃ¤gerin trage beidseits HÃ¶rgerÃ¤te, im Dialog gelinge die Kommunikation in
ZimmerlautstÃ¤rke gut. Zum Telefonieren nehme sie ihr HÃ¶rgerÃ¤t heraus, sie
kÃ¶nne das HÃ¶rgerÃ¤t wÃ¤hrend der Begutachtung selbststÃ¤ndig herausnehmen
und wieder einsetzen. Sie sei in allen Bereich orientiert, sie schreibe sich Termine
auf und kÃ¶nne sie selbststÃ¤ndig einhalten. Im Vordergrund stehe eine depressive
Stimmung, Antrieb und Lust seien gemindert. Bei der Selbstversorgung zeige sie
jedoch Eigeninitiative. Sie gehe auch selbststÃ¤ndig aus dem Haus und halte
Kontakt zu Nachbarn und Bekannten. Kleinere EinkÃ¤ufe in naheliegenden LÃ¤den
kÃ¶nne sie machen.
Der Versorgungsarzt H2 fÃ¼hrte aus, dass die KlÃ¤gerin nach dem
Entlassungsbericht am Ende der stationÃ¤ren Behandlung den Rollator nicht mehr
gebraucht habe. Das GehvermÃ¶gen sei damit nicht auf das Schwerste
eingeschrÃ¤nkt. Bei der KÃ¶rperpflege bestehe noch eine Ã¼berwiegende
SelbststÃ¤ndigkeit. Nur bei manchen Verrichtungen sei im Alltag bei der
Selbstversorgung auch mehrmals tÃ¤glich eine gezielte Hilfeleistung notwendig.
Unter gezielter Schmerztherapie sei eine Besserung mÃ¶glich gewesen.
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Mit Bescheid vom 5. November 2019 lehnte das LRA gestÃ¼tzt darauf den Antrag
ab.

Im Widerspruchsverfahren holte das LRA den Befundschein des H3 ein. Dieser
beschrieb ein chronisches Schmerzsyndrom mit somatischen und psychischen
Faktoren. Die KlÃ¤gerin sei ohne Rollator und GehstÃ¶cke gehfÃ¤hig, Ã¼ber die
genaue Gehstrecke kÃ¶nne er derzeit keine Angaben machen. BeeintrÃ¤chtigt sei
sie weiter durch ein chronisches LWS-Syndrom mit pseudoradikulÃ¤rer
Ausstrahlung in beide Beine sowie durch die Gonarthrose links. Ein aktueller
Kniebefund liege ihm nicht vor, die KlÃ¤gerin gebe an, dass eine weitere Operation
geplant sei. Es bestehe eine koronare Herzkrankheit mit formal koronarer Ein-
GefÃ¤Ã�-Erkrankung, an den groÃ�en GefÃ¤Ã�en, fÃ¼r eine Intervention nicht
geeignet. Geklagt werde Ã¼ber einen chronisch ungerichteten Schwindel, eine
genauere Untersuchung hierzu sei in der letzten Zeit nicht erfolgt. Hinsichtlich der
Fibromyalgie zeige sich eine massive SchmerzverarbeitungsstÃ¶rung.

Z1 legte versorgungsÃ¤rztlich da, dass bei Pflegegrad 3 und einer Punktzahl

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

http://www.tcpdf.org

